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 BETREFF Einführung der Möglichkeit zur freiwilligen Erhöhung der regelmäßigen durchschnittlichen Wochenar-
beitszeit auf bis zu 42 Stunden (Erhöhungsstunden); 

  hier: Hinweise zum Durchführungsrundschreiben des BMI vom 22. Oktober 2025  

 BEZUG 1. Rundschreiben (RS) BMI vom 11. April 2025 – D5.31002/75#8 
  2. RS BMI vom 22. Oktober 2025 – D5.31002/75#8 
 Gz R II 2 – APK 18-10-00 
 ANLAGE  -1- (Bezug 2) 
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Als Anlage übersende ich das Durchführungsrundschreiben des BMI vom 22. Oktober 2025 
zur Einführung der Möglichkeit zur freiwilligen Erhöhung der regelmäßigen durchschnittli-
chen Wochenarbeitszeit auf bis zu 42 Stunden („42-Stunden-Woche auf freiwilliger Basis“) 
gem. § 6 Abs. 1a TVöD Bund ab 1. Januar 2026. 
 
Hierzu gebe ich folgende Hinweise: 
1. Eine Vereinbarung von Erhöhungsstunden ist von beiden Seiten freiwillig. Es handelt sich 

um eine sog. doppelte Freiwilligkeit. D.h., der Arbeitgeber (vertreten durch den Leiter/die 
Leiterin der Beschäftigungsdienststelle1) kann einen Antrag auf Verlängerung der regel-
mäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit über 39 Stunden hinaus ohne 
Gründe anzugeben ablehnen. Ebenso kann die bzw. der Tarifbeschäftigte ein entspre-
chendes Angebot des Arbeitgebers ohne Gründe zu benennen ablehnen. 

2. Die Regelung ermöglicht es, in besonderen Situationen die das Arbeitsvolumen erhöhen, 
das Arbeitszeitvolumen, vorübergehend, - vergleichbar wie bei angeordneten Überstun-
den - über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit hinaus zu erhöhen. Diese besonde-
ren Situationen können sein: 
a. In der Vergangenheit wurden im Arbeitsbereich der/des Tarifbeschäftigten regelmäßig 
Überstunden angeordnet. 
b. In der Vergangenheit wurden im Arbeitsbereich der/des Tarifbeschäftigten wiederholt 
Arbeitsschwerpunkte gebildet oder Sonderaufträge zugewiesen. 
c. Es bestehen Vakanzen im Arbeitsbereich. 

 
1 Die Beteiligungsgesellschaften bzw. Kooperationspartner der Bundeswehr nehmen in diesem Zusammenhang 
die Funktion einer Beschäftigungsdienststelle wahr. 
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3. Die Erhöhungsstunden dienen der Kompensation von Arbeitsspitzen. Für den Fall, dass es 
temporär zu einem erhöhten Arbeitsvolumen kommt, das auch unter Nutzung aller Frei-
stellungstage im Ausgleichszeitraum, zu einem Verfall von Gleitzeitsalden führt, bin ich 
mit einer befristeten Vereinbarung von Erhöhungsstunden einverstanden. Die Vereinba-
rung von Erhöhungsstunden dient nicht der finanziellen Abgeltung von Gleitzeitgutha-
ben. 

4. Eine Möglichkeit zur Vereinbarung von Erhöhungsstunden haben ausschließlich Vollzeit-
beschäftigte. Teilzeitbeschäftigte, aber auch Auszubildende, dual Studierende und Prak-
tikanten haben diese Möglichkeit nicht. 

5. Da eine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis nicht davon abhängig gemacht werden darf, 
dass eine erhöhte Arbeitszeit nach § 6 Abs. 1a TVöD vereinbart wird, darf eine entspre-
chende Vereinbarung nicht innerhalb der Probezeit und frühestens nach insgesamt sechs 
Monaten im Arbeitsverhältnis geschlossen werden. 

6. Die Verteilung der Erhöhungsstunden auf die Kalendertage ist durch die Beschäftigungs-
dienststelle einvernehmlich mit dem/der Tarifbeschäftigten festzulegen und der perso-
nalbearbeitenden Dienststelle mitzuteilen. 

7. Die Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag ist durch die personalbearbeitende Dienst-
stelle abzuschließen. Hierbei ist die in der Anlage als Muster beigefügte Zusatzvereinba-
rung zum Arbeitsvertrag zu nutzen.  

8. Die Erhöhung der Arbeitszeit hat im Halbstundentakt zu erfolgen. Also 0,5; 1; 1,5; 2; 2,5 
oder 3 Stunden. 

9. Die Vereinbarung ist zu befristen und darf längstens einen Zeitraum von 18 Monaten um-
fassen. Der Zeitraum darf ausschließlich volle Kalendermonate umfassen, mindestens je-
doch einen Kalendermonat. Die Vereinbarung kann bei dienstlichem Bedarf im gegensei-
tigen Einvernehmen verlängert werden. 

10. Bei Wechselschicht- und Schichtarbeit wird diese Möglichkeit als nicht praxistauglich be-
wertet und soll nicht angewendet werden. 

11. Für Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer im Geltungsbereich des KraftfahrerTV Bund finden 
die Regelungen keine Anwendung. Auch für Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer, die nicht 
im Geltungsbereich des KraftfahrerTV Bund sind, eignet sich diese Regelung nicht. 

12. Tarifbeschäftigte, die die opt-out-Regelung nach Nr. 4 Abs. 3a § 46 (Bund) TVöD-BT-V 
vereinbart haben, können ihre regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
nicht weiter erhöhen. Auf diesen Personenkreis findet diese Regelung keine Anwendung. 
Für Tarifbeschäftigte, die unter die Regelung der Nr. 4 Abs. 3 § 46 (Bund) TVöD-BT-V 
fallen, hat die dort tariflich vereinbarte Bezahlregelung Vorrang. 

13. Medizinische Beschäftigte nach Kapitel III § 46 (Bund) TVöD-BT-V, die die opt-out-Re-
gelung nach § 45 Abs. 4 TVöD-BT-K vereinbart haben, können ihre regelmäßige durch-
schnittliche wöchentliche Arbeitszeit nicht weiter erhöhen. Auf diesen Personenkreis fin-
det diese Regelung keine Anwendung. 

14. Bei Seeleuten haben die besonderen Regelungen zur täglichen und wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit sowie die besonderen Bezahlregelungen im Kapitel II § 46 (Bund) 
TVöD-BT-V Vorrang. 
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15. Bei Tarifbeschäftigten, die auf Grundlage der Dienstvereinbarung zur Nutzung von Lang-
zeitkonten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vom 13. Oktober 2021 ein Langzeit-
konto individuell vereinbart haben, verringern die Erhöhungsstunden die Ansparmöglich-
keit nach Nr. 303 der Dienstvereinbarung entsprechend. Ferner wird klargestellt, dass es 
sich bei den Erhöhungsstunden nicht um Überstunden im Sinne der Nr. 305 der Dienstver-
einbarung handelt. 

16. Auf Tarifbeschäftigte, die unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, findet die Regelung 
des § 6 Abs. 1a TVöD Bund keine Anwendung. 

17. Die individuelle Vereinbarung ist nicht mitbestimmungspflichtig nach BPersVG. Die 
Rechte der für die betroffenen Tarifbeschäftigten zuständigen Gleichstellungsbeauftrag-
ten und der Schwerbehindertenvertretung sind zu wahren. Die jeweiligen Personalräte 
der Beschäftigungsdienststellen sind zu informieren. 

 
Weitere Einzelheiten bitte ich dem Rundschreiben zu entnehmen. 
 
Die personalbearbeitenden Dienststellen werden gebeten, 

1. die Anzahl der im Kalenderjahr getroffenen Vereinbarungen, deren Dauer, die jeweils 
vereinbarten Erhöhungsstunden sowie Vereinbarungen über Verlängerungen sowie 

2. die Anzahl der gestellten Anträge mit negativem Votum der Beschäftigungsdienststel-
len und die Anzahl der abgelehnten Angebote der Beschäftigungsdienststellen an die 
Tarifbeschäftigten (Anträge von nicht Antragsberechtigten, z.B. Teilzeitbeschäftigten, 
sind hierbei nicht zu erfassen)  

jeweils bis zum 25. Januar des Folgejahres zu berichten; erstmals zum 25. Januar 2027 für das 
Kalenderjahr 2026. 
 
Im Auftrag 

gez. 

Dr. Pieper-Jordan 


